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Strafrecht
§ 139 a StGB.
Die sich auf die TatbestandsmäBigkeit eines anderen, 
vom Angeklagten aber nicht verletzten Strafgesetzes be
ziehenden Umstände dürfen bei der Bewertung seines 
strafbaren Verhaltens nicht herangezogen werden.
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Mit Urteil des Kreisgerichts ist der Angeklagte wegen 
Verkehrsunfallflucht (§ 139 a StGB) zu einem Jahr und 
drei Monaten Gefängnis verurteilt worden.
Dieser Entscheidung liegen im wesentlichen folgende 
Feststellungen zugrunde.
Der 24jährige Angeklagte befuhr am 12. September 1960 
gegen 22 Uhr, von G. kommend, mit seiner Ehefrau auf 
einem Motorrad die Autobahn zwischen G. und R., dje 
teilweise nur einbahnig befahrbar ist. Am Kilometerstein'5 
wurde er von einem ihm entgegenkommenden Pkw 
geblendet, so daß er eine Person, die in diesem Augen
blick die Fahrbahn von der linken Seite betrat, erst be
merkte, als er nicht mehr ausweichen konnte. Der An
geklagte prallte mit dieser Person — dem 81jährigen 
Bürger M. — zusammen und riß sie zu Boden; M. erlitt 
schwere innere Verletzungen, die zum sofortigen Tode 
führten. Der Angeklagte geriet mit seinem Motorrad ins 
Schleudern und stürzte die Böschung an der rechten Fahr
bahnkante hinunter, wobei seine Ehefrau größere Ver
letzungen erlitt. Der Angeklagte zog den Verunglückten 
von der Fahrbahn auf die Böschung. Aus Furcht vor 
etwaigen Folgen entfernte er sich danach mit seiner Ehe
frau vom Unfallort, ohne den staatlichen Organen Mit
teilung von dem Unfallgeschehen zu machen.
Zwei Tage später, am Morgen des 14. September 1960, 
stellte er sich der Volkspolizei und trug zur Klärung des 
Sachverhalts bei. Bereits im Ergebnis der Ermittlungen 
wurde festgestellt, daß der Angeklagte den Unfall nicht 
verursacht hatte.
Bei der Bewertung des Verhaltens des Angeklagten hat 
das Kreisgericht einen die Gesellschaftsschädlichkeit er
höhenden Umstand darin erblickt, daß der Angeklagte den 
Verunglückten liegen ließ, obwohl er nicht in der Lage 
war, dessen Tod festzustellen.
Ferner hat es die freiwillige Stellung des Angeklagten bei 
der Volkspolizei dahingehend gewürdigt, daß die Ermitt
lungen ohnehin fast abgeschlossen gewesen seien und er 
auch erst die volle Wahrheit bei der Rekonstruktion des 
Unfallgeschehens gesagt habe.
Der Präsident des Obersten Gerichts der Deutschen Demo
kratischen Republik hat die Kassation des Urteils des 
Kreisgerichts zugunsten des Angeklagten im Strafaus
spruch beantragt. Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Die dem Urteil des Kreisgerichts zugrunde liegenden 
Feststellungen und die rechtliche Beurteilung werden 
mit dem Kassationsantrag nicht angegriffen; von ihnen 
ist auszugehen.

Dem Kassationsantrag ist darin beizupflichten, daß der 
Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit einer strafbaren 
Handlung sich danach bestimmt, in welchem Umfang 
und mit welcher Intensität der Täter das vom ver
letzten Gesetz konkret geschützte Objekt angegriffen 
hat und welche schädlichen Folgen dadurch entstanden 
sind oder eintreten konnten. Im vorliegenden Fall hat 
der Angeklagte, indem er sich vom Unfallort ent
fernte, ohne die zuständigen staatlichen Organe über 
das Unfallgeschehen und seine Beteiligung daran zu 
informieren, die Tätigkeit der Verkehrspolizei bei der 
Aufdeckung des Unfallhergangs erschwert. Er konnte 
deshalb — wie auch das Kreisgericht erkannt hat — nur 
wegen dieser die öffentliche Ordnung verletzenden 
Handlung und der unmittelbar damit in Zusammen
hang stehenden Folgen zur Verantwortung gezogen 
weiden.

Nach den Feststellungen des Kreisgerichts, die insoweit 
auf dem Ergebnis der Rekonstruktion des Unfallher
gangs und der Sektion des tödlich Verunglückten 
beruhen, steht fest, daß der Angeklagte den Unfall 
nicht verursacht hat sowie daß M. infolge der erlitte
nen inneren Verletzungen — Herzrisse — sofort tot 
gewesen ist: eine Hilfeleistung gegenüber dem tödlich 
Verletzten war daher weder durch den Angeklagten 
noch durch dritte Personen — z. B. auch nicht durch 
einen Arzt — möglich und erforderlich. Der Angeklagte 
hat demzufolge nicht gegen die sich aus § 330 c StGB 
ergebende Verpflichtung, Unfallverletzten sofortige 
Hilfe zu leisten, verstoßen. Er hat jedoch auch nicht 
gegen die sich aus dieser gesetzlichen Bestimmung 
ergebenden, über die Hilfeleistung für Unfallverletzte 
Personen hinau.sgehenden Pflichten zur Abwendung 
weiterer sich aus einem Unfall ergebender Gefahren 
für andere Personen oder Sachen verstoßen, wie sie im 
Urteil des Obersten Gerichts vom 4. März 1960 — 3 Ust 
V 1/59 (NJ 1960 S. 284) — angeführt worden sind, weil 
er den tödlich Verletzten von der Fahrbahn entfernt 
und somit jegliche Gefahrenherde für den nachfolgen
den Verkehr beseitigt hat, so daß er richtigerweise nicht 
wegen unterlassener Hilfeleistung angeklagt und ver
urteilt worden ist.

Das Urteil des Kreisgerichts ist daher insofern fehler^ 
haft, als es bei der Bewertung der gemäß § 139 a StGB 
strafbaren Handlung des Angeklagten erschwerend 
Umstände in Betracht gezogen hat, die sich auf die 
Tatbestandsmäßigkeit eines anderen, vom Angeklagten 
aber nicht verletzten Gesetzes beziehen. Der Umstand, 
daß der Angeklagte den Verunglückten neben der 
Fahrbahn liegen ließ, obwohl er nicht wußte, ob Hilfe 
noch möglich war, ist zwar moralisch zu mißbilligen; 
er muß jedoch bei der Einschätzung des Grades der 
Gesellschaftsschädlichkeit der Straftat der Fahrerflucht 
gemäß § 139 a StGB und der danach zu bemessenden 
Höhe der Freiheitsstrafe außer Betracht bleiben.

Der Bewertung der strafbaren Handlung des Ange-' 
klagten durfte daher nur das Ausmaß der Beeinträchti
gung der Tätigkeit der Verkehrspolizei bei der Auf
klärung des Unfalls zugrunde gelegt werden, wobei 
allerdings auch unmittelbar damit im Zusammenhang 
stehende, in der Person des Angeklagten liegende und 
vom Kreisgericht auch festgestellte Umstände nicht 
außer Betracht bleiben durften. So steht objektiv fest, 
daß der Angeklagte sich zwei Tage nach dem Unfall; 
und zwar noch ehe die Aufklärung des Unfallhergangs 
abgeschlossen war, der Volkspolizei stellte und dadurch 
mit zur restlosen und schnellen Aufklärung der Unfail- 
ursache beigetragen hat. Diesem Umstand hat das Kreis
gericht jedoch keine Bedeutung beigemessen, sondern 
ihn damit abgetan, daß die Ermittlungen ohnehin fast 
abgeschlossen gewesen seien und der Angeklagte im 
übrigen erst bei der Rekonstruktion des Unfallher
ganges die volle Wahrheit offenbart habe. Dieses Ver
halten ist jedoch bedeutsam für die Bemessung der 
gegen ihn zu verhängenden Freiheitsstrafe. Darin 
kommt zum Ausdruck, daß der Angeklagte sein am 
Unfalltage gezeigtes falsches Verhalten — und sei es 
auch bedingt durch äußere Umstände — erkannt und 
daraus Schlußfolgerungen gezogen hat.
Ferner war zu beachten, daß der Angeklagte sich zu 
den gesellschaftlichen Interessen nicht gleichgültig ver
halten hat. So hat er, obwohl er bis kurz vor seiner 
Verhaftung in dieser Sache in einem Arbeitsrechtsver
hältnis in Westberlin stand, den Angaben des Bürger
meisters von R. und des zuständigen Abschnittsbevoll
mächtigten der Volkspolizei zufolge, aktiv im Natio
nalen Aufbauwerk mitgearbeitet, sich während seines 
Urlaubs an Ernteeinsätzen in der LPG beteiligt und 
auch in der BSG Traktor gute Arbeit geleistet. Diese
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